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Einleitung 

Gläubigern, die sich über die Grenzen ihres Heimatstaates hinweg Recht 
verschaffen  wollen, stellen sich heutzutage weitaus weniger Hindernisse in den 
Weg, als dies noch vor einigen Jahrzehnten der Fall war. Insbesondere zwi-
schenstaatliche Abkommen (etwa über die Anerkennung und Vollstreckung 
von Urteilen), aber auch die mit erweiterter internationaler Wirtschaftsver-
flechtung zunehmende Bereitschaft  der Staaten zur internationalen Zusam-
menarbeit sorgen hier mittlerweile regelmäßig für hinreichenden Rechtsschutz. 
Dies gilt um so mehr im Verhältnis der europäischen Staaten zueinander. Doch 
trotz Internationalisierung und europäischer Integration gibt es noch immer 
"schwarze Flecken" im internationalen Rechtsschutzsystem. Einer davon ist die 
internationale Forderungspfändung. 

Als Forderungspfändung bezeichnet man die staatliche Beschlagnahme einer 
Forderung zum Zwecke der Befriedigung des Gläubigers wegen eines ihm ge-
gen den Vollstreckungsschuldner zustehenden Anspruchs. Sie vollzieht sich re-
gelmäßig mit der Zustellung bestimmter Pfändungsurkunden an Vollstreckungs 
bzw. Drittschuldner. Damit macht sie zwei gedanklich zu trennende Akte er-
forderlich:  einen Pfändungsbeschluß einerseits sowie den tatsächlichen Akt der 
Zustellung andererseits. "International" ist die Forderungspfandung dann, wenn 
irgendwelche Auslandsbezugspunkte bestehen, sei es, daß einer oder mehrere 
der am Verfahren  Beteiligten, d.h. Vollstreckungsgläubiger, Vollstreckungs-
schuldner oder Drittschuldner im Ausland wohnen oder auch, daß ausländi-
sches Recht auf die zu pfandende Forderung anwendbar ist. 

Die Durchführung  einer internationalen Forderungspfändung scheitert in der 
Praxis fast immer, wenn der Vollstreckungsschuldner im Inland, der Dritt-
schuldner hingegen im Ausland wohnt. Im spiegelbildlichen Fall eines inländi-
schen Drittschuldnerwohnsitzes und Auslandswohnsitz des Vollstreckungs-
schuldners ist die Pfändung zwar möglich; Anerkennung im Ausland ist freilich 
nicht gewährleistet, meistens sogar de facto ausgeschlossen. Dies kann unange-
nehme Folgen für den Drittschuldner haben. Keine Probleme ergeben sich da-
gegen allein aufgrund der Anwendbarkeit ausländischen Rechts auf die zu 
pfändende Forderung oder aufgrund eines ausländischen Wohnsitzes des Voll-
streckungsgläubigers; hier sind sowohl Durchführbarkeit  als auch Anerkennung 
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im Ausland sicher. Diese Fälle bedürfen im folgenden daher keiner weiteren 
Erörterung. 

Die nachfolgende Darstellung der Praxis zur internationalen Forderungs-
pfändung in der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich und der Schweiz soll 
die Gründe für die angedeuteten Schwierigkeiten aufzeigen und einer kritischen 
Analyse im Hinblick auf das geltende Völkergewohnheitsrecht, bestehende 
zwischenstaatliche Abkommen sowie nationale Regelungen unterziehen. Ziel 
ist es insbesondere, die starre, in engen Souveränitätsvorstellungen verhaftete 
und daher unzeitgemäße Haltung der Staaten zur internationalen Forderungs-
pfändung zu widerlegen. Dabei liegt der Schwerpunkt der Arbeit weniger auf 
der Frage der Anerkennung ausländischer Pfandungsmaßnahmen denn auf ihrer 
Durchführbarkeit  im Inland, die gewöhnlich der Mithilfe durch die betroffenen 
Auslandsstaaten bedarf.  Erst ein Umdenken in diesem Bereich mag im Laufe 
der Zeit auch den Weg zu einer größeren Anerkennungsbereitschaft  öffnen. 

Aufbautechnisch bietet sich an, zunächst in einem ersten Kapitel die - für 
alle hier interessierenden Staaten gleichermaßen geltenden - völkergewohn-
heitsrechtlichen und staatsvertraglichen Grundsätze darzulegen, die das Recht 
der internationalen Forderungspfändung beherrschen. Im Anschluß daran wer-
den die nationalen Regelungen der Bundesrepublik Deutschland, Frankreichs 
und der Schweiz im einzelnen darzustellen und im Hinblick auf die gefundenen 
völkerrechtlichen Ergebnisse rechtlich zu würdigen sein (zweites bis viertes 
Kapitel). Eine am Ende durchzuführende  Gegenüberstellung mit der geltenden 
Anerkennungspraxis soll schließlich den Ausgangspunkt für den Vorschlag ei-
nes - internationale Zuständigkeit und Anerkennung umfassenden - geschlosse-
nen Systems der internationalen Forderungspfändung bilden (fünftes  Kapitel). 



1. Kapitel: Völkerrechtliche Grundsätze, die die 
internationale Forderungspfändung beherrschen 

§ 1 Einführung 

Die Begrenzung, die das Völkerrecht einer staatlichen Gesetzgebung bei der 
Bestimmung ihres eigenen internationalen Zuständigkeitsbereichs im Prozeß-
recht auferlegt,  bezeichnet man auch als Grenzen der Gerichtsbarkeit1 oder -
allgemeiner^ - als Grenzen der Jurisdiktion oder der "state jurisdiction'^. Juris-
diktionsgrenzen können sich aufgrund staatsvertraglicher Regelungen, aber 
auch aus dem Völkergewohnheitsrecht, insbesondere dem Souveränitätsgrund-
satz ergeben4. 

1 Der Begriff  der "Gerichtsbarkeit" wird mit unterschiedlichem Sinnverständnis verwendet und 
ist gerade, was seine völkerrechtliche Bedeutung angeht, umstritten. Vielfach taucht er in der Lite-
ratur nur im Zusammenhang mit der Immunität auf, d.h. bei der Frage, inwieweit die Ausübung von 
Gerichtsgewalt gegenüber Hoheitsträgem fremder Staaten ausgeschlossen ist. Im übrigen wird nicht 
von der "Gerichtsbarkeit", sondern allgemein von der internationalen Zuständigkeit gesprochen (so 
z.B. Rosenberg! Schwab , S. 92; Stem/Jonas-Schumann , Einl. X IV B, Rz. 655 ff.;  Jauernig , S. 16 
ff.).  Die Beschränkung des Begriffs  auf Souveränitätsfragen ist indes zu eng. Einigkeit besteht 
nämlich andererseits darüber, daß unter der "Gerichtsbarkeit" die allgemeine Befugnis zu verstehen 
ist, über einen bestimmten Sachverhalt gerichtlich zu entscheiden. Dann aber müssen völkerrechtli-
che Begrenzungen der nationalgerichtlichen Entscheidungsbefugnis konsequenterweise allgemein 
als Grenzen der Gerichtsbarkeit bezeichnet werden (ebenso etwa Gelmer,  Prüfung der Gerichtsbar-
keit, S. 67 f.; Marquardt , S. 6 ff.).  Das engere Verständnis in Teilen der Literatur hängt wohl viel-
fach damit zusammen, daß andere Grenzen der Gerichtsbarkeit als die der Immunität nicht aner-
kannt werden. Der rein begriffliche  Streit um die Gerichtsbarkeit kann hier letztlich dahinstehen. 
Gemeint sind vorliegend alle denkbaren völkerrechtlichen Grenzen bei der Ausübung gerichtlicher 
Gewalt. Weitere Einzelheiten zum Begriff  finden sich bei Weigel , S. 33 ff. 

2 "Jurisdiktion" meint nicht nur die staatliche Befugnis zur gerichtlichen Entscheidung, sondern 
die allgemeine Regelungsbefugnis - auch durch den Gesetzgeber. Sie geht damit über den Begriff 
der "Gerichtsbarkeit" hinaus. 

3 Brownlie , S. 298; Mann, Recueil des Cours 19641, (111), 1 ff. 
4 Gegen eine Überprüfbarkeit  internationaler Zuständigkeitsnormen anhand des Souveränitäts-

grundsatzes endet sich ganz generell Kropholler  (Internationale Zuständigkeit, S. 213 ff.,  Rz. 42 
ff.):  Konkrete Regeln über die internationale Zuständigkeit ließen sich aus dem Völkerrecht nicht 
herleiten; die völkerrechtlichen Sätze seien dafür zu allgemein gefaßt. Verzichtete man aus diesem 
Gesichtspunkt heraus allerdings immer schon auf eine genauere völkerrechtliche Überprüfung von 
internationalen Zuständigkeitsnormen, so würde man dem allgemeinen Völkerrecht in diesem Be-
reich die Geltung völlig absprechen. Kropholler's  These kann daher zwar als Ergebnis einer Völker-


